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Liebe Mandantschaft,  
sehr geehrte Damen und Herren,  
 

wir hoffen zunächst, Sie und Ihre Nächsten 
sind weiterhin gesund – und dass Sie im Som-
mer trotz der schwierigen Zeiten auch neue 
Kraft und Energie schöpfen konnten. 

Mit unseren Beiträgen geben wir Ihnen  
wieder einen Einblick in unsere aktuelle  
Beratungspraxis, die eine Vielzahl von 
Rechtsgebieten umfasst.  

Wir wünschen Ihnen alles Gute, 

bleiben Sie vor allem gesund! 

 

Ihr [GGSC] Team 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

DIE THEMEN DIESER AUSGABE: 
 
• PPK-Sensation: BMU hält an Recht einseitig-

verbindlicher Vorgabe des Volumenfaktors 
durch örE fest! 

• BVerwG konkretisiert Rechtsprechung zu  
gewerblichen Sammlungen  

• Praxisprobleme bei der Einstufung wasserge-
fährdender Abfälle 

• MVA: Rechtsprechung konturiert Entschädi-
gungsgrundlagen für Netzabschaltungen 

• Was ist die EU-Plastiksteuer? 
• Bereitstellung Abfallbehälter und Rückwärts-

fahrt 
• Altkleidersammlungen – Erfolgreiche  

Geltendmachung von Zahlungsansprüchen 
• Aktuelle Rechtsprechung zur Sicherheitsleis-

tung nach § 18 Abs. 4 VerpackG 
• Illegale Abfallablagerungen – Anpassung des 

Bußgeldkataloges in Brandenburg 
• Anordnung einer Getrennterfassung von Bio-

abfällen rechtmäßig 
• Vorsicht bei der Weitergabe von personenbe-

zogenen Daten an Systembetreiber / von  
diesen beauftragte Entsorger! 

• Online-Seminar Straßenreinigungsgebühr 
• Online-Seminar zur Kooperation von Straßen-

reinigung und Grünflächenpflege 
• Abfallrechtliche Entscheidungen in Kürze 
[GGSC] auf Veranstaltungen 
[GGSC] Veröffentlichungen 
[GGSC] Online 
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[PPK-SENSATION: BMU HÄLT AN 
RECHT EINSEITIG-VERBINDLICHER 
VORGABE DES VOLUMENFAKTORS 
DURCH ÖRE FEST!]   

"Wir sehen in diesem Bereich keinen Bedarf, 
die Regelungen des Verpackungsgesetzes 
(VerpackG) zu ändern. Die vorgeschlagene 
Änderung des § 22 Abs. 4 Satz 5 2. Hs. Ver-
packG halten wir nicht für erforderlich.  
 
Bereits jetzt kann nach dieser Vorschrift der 
öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger ein-
seitig-verbindlich vorgeben, dass bei der  
Bestimmung des angemessenen Entgelts der 
ansatzfähige Kostenanteil nach dem Volu-
menanteil der Verpackungsabfälle aus PPK 
an der Gesamtmenge der in den Sammelbe-
hältern erfassten Abfälle berechnet wird. Das 
in § 22 Abs. 4 VerpackG verankerte Wahl-
recht des öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträgers soll ermöglichen, die Berech-
nungsmethode zu wählen, die die tatsächli-
che Kostenverteilung am gerechtesten wie-
dergibt (vgl. BT-Drs. 18/11274, S. 113). So 
kann der öffentlich-rechtliche Entsorgungs-
träger – möglichst im Zusammenwirken mit 
den dualen Systemen – etwa besonders volu-
minöse Verpackungsabfälle aus PPK berück-
sichtigen“ 
 
Diese Äußerungen des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz und nukleare  

Sicherheit (BMU) an den MdB Willsch hatte 
den Rheingau-Taunus-Kreis und [GGSC] als 
die beratenden Anwält*innen auf den Plan 
gerufen. Es folgte ein Email-Austausch und 
die Verabredung einer Besprechung von 
Herrn Schmid-Unterseh und Herr Dr. Klein 
vom BMU, den Geschäftsführern des Eigen-
betrieb Abfallwirtschaft Rheingau-Taunus-
Kreis, Herrn Heil und Herrn Petri, und den 
dortigen Wahlkreisabgeordneten im Deut-
schen Bundestag, Herrn Willsch (CDU), Herrn 
Rabanus (SPD) und Herrn Müller (FDP) sowie 
mit den [GGSC] Rechtsanwälten Prof. Hart-
mut Gaßner, Dr. Frank Wenzel und Linus Vie-
zens zu einem Austausch am 07.09.2020 in 
Berlin. 

Schriftlicher Austausch zwischen [GGSC] 
und BMU 

RA Gaßner hatte das BMU im Vorfeld darauf 
hingewiesen, dass der falsche Eindruck  
erweckt werde, der örE könne einseitig-ver-
bindlich vorgeben, dass das Entgelt nach dem 
Volumenanteil berechnet wird. Weiter könne 
der Eindruck entstehen, es bestünde mit Blick 
auf das angeführte Kooperationsprinzip für 
den örE nicht einmal ein gerichtlich geltend 
zu machender Anspruch auf ein angemesse-
nes Entgelt.  
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Darauf erwiderte Dr. Klein für das BMU: 
 
„Zum einen halten wir unsere Aussage in 
dem Antwortschreiben an Herrn MdB Willsch 
für korrekt, dass der örE gem. § 22 Absatz 4 
Satz 5 Halbsatz 2 VerpackG einseitig-verbind-
lich vorgeben kann, dass bei der Bestimmung 
des Entgelts der ansatzfähige Kostenanteil 
nach dem Volumen berechnet wird. Hierbei 
handelt es sich um ein Wahlrecht des örE, 
welches er durch einseitige Willenserklärung 
gegenüber den Systemen – also keine Eini-
gung erforderlich (!) – ausüben kann. Dass 
dies hoheitlich durch einen Verwaltungsakt 
geschehen können soll, ergibt sich weder aus 
dem Gesetz noch aus unserem Antwort-
schreiben und trifft nach unserer Auffassung 
auch nicht zu. Sollten die Systeme der ver-
bindlichen einseitigen Entscheidung des örE 
nicht nachkommen, muss diese notfalls 
 gerichtlich durchgesetzt werden. 
  
Zum andern sind auch unsere weiteren Aus-
sagen zum Entgeltanspruch des örE nach § 22 
Absatz 4 VerpackG in unserem Antwort-
schreiben inhaltlich korrekt und vermutlich 
lediglich falsch verstanden worden. Wir  
beziehen uns dort auf die Möglichkeit des 
örE, einen unmittelbaren Anspruch gegen die 
Systeme auf Zahlung eines konkreten Geld-
betrages geltend zu machen. Ein solcher  
unmittelbarer Zahlungsanspruch ergibt sich 
aber nicht aus dem Gesetz. Die einen solchen 

Anspruch grundsätzlich bejahende frühere 
Auslegung des BVerwG zu § 6 Absatz 4 Ver-
packV ist aufgrund des geänderten Wort-
lauts nicht auf das VerpackG übertragbar, 
denn in § 22 Absatz 4 Satz 1 VerpackG wur-
den nun die Wörter „im Rahmen der Abstim-
mung“ eingefügt. Folglich besteht lediglich 
ein – gerichtlich durchsetzbarer – Anspruch 
des örE auf Einfügung einer angemessenen 
Entgeltzahlungsklausel in die Abstimmungs-
vereinbarung, welche jedoch hinsichtlich der 
Einzelheiten des Zahlungsanspruchs (insbes. 
der Anspruchshöhe) unter dem Vorbehalt der 
Zustimmung durch die Systeme steht. Ein un-
mittelbarer Zahlungsanspruch ergibt sich 
dann erst aus der Abstimmungsvereinba-
rung, sobald diese einvernehmlich beschlos-
sen wurde“. 
 
Diese Ausführungen machten eine weitere 
Zuspitzung von Seiten [GGSC] erforderlich: 
 
„[…] Wir sind uns einig, dass § 22 Abs. 4 Ver-
packG, insbesondere infolge der Einfügung 
des „im Rahmen der Abstimmungsvereinba-
rung“ eine Lesart zulässt, nach der es keinen 
unmittelbaren Zahlungsanspruch des örE 
gibt. Der örE muss aber darauf klagen kön-
nen, dass die Systeme zu einer Abstim-
mungsvereinbarung verpflichtet werden, die 
den Ansprüchen des örE auf ein angemesse-
nes Entgelt gerecht wird. Hierzu reicht die 
von Ihnen angesprochene Entgeltklausel 
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nicht, wenn beispielsweise die Bestimmung 
der Vollkosten nach dem BGebG in Streit 
steht. Also prüfen Sie bitte nochmals Ihre Un-
terscheidung zwischen Klage auf Entgelt-
klausel und ggf. Vorbehalt der Zustimmung 
der Systeme zu Einzelheiten des Zahlungsan-
spruchs. Auch insoweit muss eine Klage auf 
entsprechende Inhalte der Abstimmungsver-
einbarung möglich sein; das ist dann kein un-
mittelbarer Zahlungsanspruch, verhindert 
aber eine Konstruktion einer Klage auf 
grundsätzliche Klärung der Inhalte einer  
Abstimmungsvereinbarung und einer Rege-
lung von Einzelheiten, die außerhalb einer 
Abstimmungsvereinbarung bleiben soll und 
nach Ihren Ausführungen unter dem Vorbe-
halt der Zustimmung der Systeme steht […]“.  
  
Und die schriftliche Rückäußerung von  
Dr. Klein (BMU) lautet: 
 
„[...] inhaltlich sind wir in dieser Frage nach 
meiner Einschätzung schon sehr nah beiei-
nander. Auch uns erscheint es aus prozessua-
ler Sicht sinnvoll, die Klage auf Zustimmung 
zu einer angemessenen Entgeltregelung auf 
Volumenbasis so konkret zu formulieren, 
dass der Antrag bereits die vollständige Rege-
lung enthält, die nach Auffassung der Kläger 
in die Abstimmungsvereinbarung aufzuneh-
men ist. Im Falle eines Obsiegens würde der 
Beklagte dann verurteilt, der beantragten 
Entgeltklausel im Rahmen der Abstimmung 

zuzustimmen. Eine darüberhinausgehende 
Einigung wäre dann nicht mehr erforderlich. 
Dazu ist es natürlich wichtig, dass sich die  
beantragte Entgeltregelung, einschließlich 
eventueller Kostenpositionen, möglichst nah 
an den Bemessungsgrundsätzen des BGebG 
orientiert, so wie es das VerpackG auch vor-
sieht. Der Verweis auf das BGebG dient ja ge-
rade dazu, dass die Gerichte eine Entgeltre-
gelung anhand eines konkreten Maßstabs 
überprüfen und im Zweifel den Beklagten – 
anders als früher nach der VerpackV – auch 
zur Zustimmung zu einer konkreten Entgelt-
regelung verurteilen können“. 

BMUB bestätigt im Gespräch: Einseitige  
Zugrundelegung des Volumens durch örE 
zulässig  

Das verabredete Gespräch fand am 
07.09.2020 mit den oben genannten Beteilig-
ten durch eine Videoverbindung zwischen 
Bonn und Berlin statt.  
 
Es wurde von Seiten des BMU unterstrichen, 
dass es das genannte Wahlrecht des örE gibt 
und seine Durchsetzung nicht eines Verwal-
tungsaktes (wie bei einer Rahmenvorgabe) 
bedarf. Der örE hat für den Fall einer Ableh-
nung durch die Systeme einen gerichtlichen 
Anspruch auf eine Berechnung des Kostenan-
teils unter Berücksichtigung des Volumens 
der PPK-Verkaufsverpackungen. Den  
Anspruch muss der örE in der Weise geltend 
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machen, dass er auf die Zustimmung zur Auf-
nahme eines Volumenfaktors in die Abstim-
mungsvereinbarung klagt, wie das [GGSC] 
bereits für den Rheingau-Taunus-Kreis klage-
weise ausformuliert hat.  
 
Im Gespräch wurde auf die Verweigerungs-
haltung der Systeme eingegangen und ihr 
Rückzug auf die sog. Kompromiss-Empfeh-
lung, die durch den Preisverfall am PPK-Ver-
wertungsmarkt obsolet geworden ist. Es 
wurde eine Initiative angesprochen, die kom-
munalen Spitzenverbände zu einer Neuori-
entierung aufzufordern und sich der Positio-
nierung des BMU anzuschließen. Das BMU 
sieht auch die Länder in der Pflicht, mit Aus-
laufen der alten Abstimmungsvereinbarun-
gen zum 31.12.2020 auf einen Gesetzesvoll-
zug zu drängen und von den Systembetrei-
bern dem Verpackungsgesetz entsprechende 
Abstimmungsvereinbarungen einzufordern. 
Leider konnte das BMU (noch) nicht von der 
Notwendigkeit einer Initiative zur Präzisie-
rung der PPK-Regelungen des § 22 Abs. 4  
VerpackG überzeugt werden; das BMU ver-
wies auf eine im Jahr 2021 anstehende Eva-
luierung des Gesetzes.  
 
Gleichwohl sollte nach Auffassung von 
[GGSC] auf weitere Diskussionen im parla-
mentarischen Raum sowie auf Aktivitäten 
der kommunalen Vertretungen der örE  
gedrängt werden.  

Ansprechpartner bei [GGSC] 

 

 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

 

 

[BUNDESVERWALTUNGSGERICHT 
KONKRETISIERT RECHTSPRECHUNG 
ZU GEWERBLICHEN SAMMLUNGEN] 

Wie ist die Irrelevanzschwelle zu berechnen 
und wann bestehen gegen einen Sammler 
Bedenken gegen die Zuverlässigkeit? Diese 
beiden Fragen stehen im Zentrum der nun 
vorliegenden Urteilsgründe der Revision, die 
[GGSC] für eine bayerische Kommune einge-
legt und vertreten hatte (vgl. bereits Abfall 
Newsletter 7/2020). 
 
 

https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Abfall/2020_07/AbfallNL_202007.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Abfall/2020_07/AbfallNL_202007.pdf
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/prof-hartmut-gassner/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/linus-viezens/
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Konkretisierung der Irrelevanzschwelle 

Mit Blick auf die sog. Irrelevanzschwelle  
bekräftigt das BVerwG grundsätzlich sein 
erstes Revisionsurteil in der Angelegenheit 
und die hierbei erstmals dargelegte Herlei-
tung der widerleglichen Vermutung auf der 
Grundlage des Unionsrechts. Dabei sind aus-
drücklich auch die gemeinnützigen Samm-
lungen mit einzubeziehen und die wegen ei-
ner sofort vollziehbaren Untersagungsverfü-
gung noch nicht durchgeführten gewerbli-
chen Sammlungen. Maßgeblich ist der Zeit-
punkt der letzten mündlichen Verhandlung 
vor dem Tatsachengericht. Folglich sind die 
jeweiligen Berechnungen im Falle einer  
Anfechtung bis zu diesem Zeitpunkt fortlau-
fend zu aktualisieren. 

„Zusammenwirken“ eingeschränkt 

Im Weiteren geht das BVerwG konkret auf 
die Berechnungen ein und schränkt zunächst 
den Begriff des „Zusammenwirkens“ von 
Sammlungen ein. Im konkreten Fall sei eine 
anderweitig angezeigte Sammlung von 140 
t/a mangels „Zusammenwirkens“ nicht zu 
berücksichtigen gewesen, die nicht untersagt 
worden war. Für das Gericht war dabei die  
erfolgte Mitteilung des Sammlers ohne  
Bedeutung, dass dieser zu einem späteren 
Zeitpunkt die Sammlung noch fortführen 
wolle. Faktisch folgt für den örE für die  

Zukunft daraus, dass in vergleichbaren Situa-
tionen jede Sammlung untersagt werden 
sollte, um sich nicht dem entsprechenden 
Vorwurf eines mangelnden Zusammenwir-
kens auszusetzen und sie bei der maßgebli-
chen Berechnung berücksichtigen zu können 
(solange diese jedenfalls nicht bestandskräf-
tig wird). Ferner hebt der Senat klarstellend 
hervor, dass in Abweichung von der bisheri-
gen Praxis eine neu hinzutretende Samm-
lung nicht immer nur zu Lasten des örE gehe, 
sondern auch zum Nachteil der Konkurrenz. 
Folglich verteilen sich nach Auffassung des 
Gerichts neue Sammlungen grundsätzlich zu 
gleichen Teilen zulasten des örE und der übri-
gen Sammlungen. 

örE-Menge ist der Maßstab! 

Deutlich anders als der BayVGH berechnet 
nun das BVerwG den Anteil. Maßgeblich hier-
für ist nicht die Gesamtsammelmenge bzw. 
der prozentuale Anteil des örE hieran. Das 
Gericht verdeutlicht das an einem Beispiel: 
 
Der Verlust von 10 % der Gesamtsammel-
menge bei einem Marktanteil des örE von 
30% entspreche ca. einem Drittel und ziehe 
„bedeutenderen Anpassungs-und Ände-
rungsbedarf bei den Entsorgungsstrukturen“ 
beim örE nach sich als z.B. eine Einbuße von 
„10 Prozentpunkten bei einem Marktanteil 
von 70 oder 80 %“. Folglich seien die nach den 
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vorgenannten Ausführungen verbleibenden 
Sammlungsmengen in das Verhältnis allein 
der örE-Menge zu setzen. Im konkreten Fall 
blieben gleichwohl – aufgrund des einge-
schränkten „Zusammenwirkens“ - so nur we-
nige Prozent, mithin unterhalb der sog. Irre-
levanzschwelle. 

Bedenken gegen die Zuverlässigkeit 

Das BVerwG stellt hinsichtlich der Bedenken 
gegen die Zuverlässigkeit als Untersagungs-
grund fest, dass hier deutlich mehr Aspekte 
zu berücksichtigen sind als es die Rechtspre-
chung des BayVGH u.a. der Praxis der zustän-
digen Behörden zuletzt zugestand. So sind 
„nicht allein die Beachtung der unmittelbar 
dem Schutz der Umwelt bei der Bewirtschaf-
tung von Abfällen dienenden Vorschriften zu 
beachten“, sondern auch „sonstige Vorschrif-
ten, die den rechtlichen Rahmen der Abfall-
sammlung bilden“. Hierzu sollen nach Auf-
fassung des Gerichts „insbesondere straßen- 
oder privatrechtliche Bestimmungen über 
die Nutzung von Flächen zum Aufstellen von 
Sammelcontainern“ gelten. Dabei ist es  
„unerheblich, ob die Verstöße von der 
Rechtsordnung als besonders schwerwie-
gend bewertet werden und deswegen straf-
bewehrt sind“. Es reicht hier aus, dass wie-
derholte, jeweils für sich genommen nicht 
wesentlich ins Gewicht fallende Verstöße“ 

vorliegen. Maßgeblich ist eine Gesamtbe-
trachtung, bei der auch der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz zu beachten ist.  
 
Anders als vom BayVGH vertreten spielen  
dabei auch Erkenntnisse eine Rolle, die  
außerhalb des Entsorgungsgebietes vorge-
fallen sind, für die die maßgebliche Samm-
lung angezeigt worden ist. Der Revision  
folgend unterstreicht das BVerwG, es sei 
„fernliegend, dass die Bereitschaft zu einer 
rechtskonformen Vorgehensweise territorial 
beschränkt ist“. 

Fazit 

Im Ergebnis kommt das Bundesverwaltungs-
gericht zu dem Schluss, dass das angegrif-
fene Urteil des BayVGH Bestand hat. Erfreu-
lich bleibt gleichwohl, dass die restriktive 
Auffassung des BayVGH – und anderer Ober-
gerichte - in einigen wichtigen Punkten kei-
nen Bestand hat und das Urteil im Ergebnis 
zu mehr Rechtssicherheit und –klarheit für 
den Erlass von Untersagungsanordnungen 
führen dürfte.  
 
In der Praxis wird das Urteil zu einer Neube-
rechnung der „Irrelevanzschwelle“ in noch 
nicht bestandskräftigen Bescheiden führen. 
In einer Vielzahl von Fällen – insb. im Frei-
staat Bayern – dürfte dies zu einer zwingen-
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den Untersagung von gewerblichen Samm-
lungen führen. Entsprechendes gilt für 
Sammlungen, bei denen Bedenken gegen die 
Zuverlässigkeit gegeben sind. 
 
Ansprechpartner bei [GGSC] 
 

 

 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

 

 

 

[PRAXISPROBLEME BEI DER EINSTU-
FUNG WASSERGEFÄHRDENDER  
ABFÄLLE] 

In der Juli-Ausgabe unseres Newsletters hat-
ten wir die Praxisprobleme allgemein im  
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen in 
der Abfallbewirtschaftung beleuchtet. Im 
vorliegenden Beitrag befassen wir uns näher 
mit den Problemen bei der Einstufung von 
Abfällen (Abfall Newsletter Juli 2020) 

Betreiber von Anlagen zur Abfallbewirtschaf-
tung und Abfallzwischenläger sehen sich mit 
der Problematik der Einstufung der gehand-
habten Abfälle als nicht wassergefährdend  
oder in eine der drei Wassergefährdungsklas-
sen konfrontiert.  

Abfälle werden i.d.R. aus zwei oder mehreren 
Stoffen bestehen, also ein „Gemisch“ i.S.d. 
AwSV darstellen. Die AwSV unterscheidet 
zwischen festen, flüssigen sowie gasförmi-
gen Gemischen und Gemischen, die nur aus 
aufschwimmenden flüssigen Stoffen beste-
hen. 

Fiktion der allgemeinen Wassergefährdung 
für feste Gemische  

Für feste Gemische sieht die AwSV eine  
Fiktion der allgemeinen Wassergefährdung 
vor. Diese Fiktion hat folgenden Vorteil: Der 
Anlagenbetreiber ist nach der AwSV grds. 
verpflichtet, sämtliche in seiner Anlage anfal-
lenden Stoff(gemisch)e als nicht wasserge-
fährdend oder in eine Wassergefährdungs-
klasse einzustufen. Der Verordnungsgeber 
hat jedoch erkannt, dass eine konsequente 
Umsetzung der Einstufungspflicht in Hin-
blick auf die in der Wirtschaft überall anfal-
lenden festen Abfälle zu einem hohen büro-
kratischen Aufwand und zeitlichen Verzöge-
rungen bei der Entsorgung führen würde. 
Aus diesem Grund hat er feste Gemische von 

https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/2014-praxisprobleme-im-umgang-mit-wassergefaehrdenden-stoffen-in-der-abfallbewirtschaftung/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-frank-wenzel/
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vornherein pauschal der Gefährdungsklasse 
der allgemeinen Wassergefährdung zuge-
ordnet, um diese aus der Verpflichtung zur 
Selbsteinstufung und Dokumentation her-
auszunehmen. 

Für Anlagenbetreiber bedeutet dies, dass sie 
für sämtliche Anlagen insgesamt oder für 
einzelne Anlagen den hohen Aufwand der 
Auflistung und Einstufung sämtlicher 
Stoff(gemische)e aller Abfallströme vermei-
den und die Fiktion der allgemeinen Wasser-
gefährdung gegen sich gelten lassen können. 
In diesem Fall würden sie den damit verbun-
denen Pflichten der AwSV unterliegen. Die 
AwSV sieht für allgemein wassergefähr-
dende Stoff(gemisch)e diverse privilegie-
rende Regelungen vor. 

Entkräftung der Fiktion der allgemeinen 
Wassergefährdung 

Kommt es für den Anlagenbetreiber im Ein-
zelfall hingegen nicht infrage, die Fiktion der 
allgemeinen Wassergefährdung in Bezug auf 
sämtliche Abfälle einer bzw. aller Anlagen  
oder in Bezug auf einzelne Abfallarten gegen 
sich gelten zu lassen, steht ihm die Möglich-
keit der Entkräftung der Fiktion zur Verfü-
gung.  

So gilt ein festes Gemisch nicht als wasserge-
fährdend, wenn das Gemisch oder die darin 
enthaltenen Stoffe vom Umweltbundesamt 

als nicht wassergefährdend im Bundesanzei-
ger veröffentlicht wurden. Hierbei handelt es 
sich um solche Stoffe/Stoffgruppen/Gemi-
sche, die in der Internet-Datenbank Rigoletto 
veröffentlicht werden.  

Ebenso als nicht wassergefährdend gelten 
feste Gemische, bei denen insbesondere auf-
grund ihrer Herkunft oder ihrer Zusammen-
setzung eine nachteilige Veränderung der 
Gewässereigenschaften nicht zu besorgen 
ist. Hierunter fallen solche Abfälle, die nicht 
offensichtlich oder gar zielgerichtet durch 
andere wassergefährdende Stoffe verunrei-
nigt sind. Dies gilt bspw. für Anlagen zur  
Lagerung von Altglas, Altpapier oder Holzres-
ten, die nicht mit Holzschutzmitteln behan-
delt sind. 

Zusätzlich gibt es noch die Möglichkeit der 
freiwilligen Selbsteinstufung der gehand-
habten Abfälle als nicht wassergefährdend. 
Der Anlagenbetreiber hat die Selbsteinstu-
fung zu dokumentieren und die Dokumenta-
tion der zuständigen Behörde vorzulegen. 

Pflicht zur Einstufung flüssiger und  
gasförmiger Gemische  

Die Fiktion der allgemeinen Wassergefähr-
dung gilt hingegen nicht für die sonstigen 
Gemische. Für diverse AVV-Nummern ist 
denkbar, dass hierunter flüssige Stoff(ge-
misch)e fallen, so bspw. innerhalb der AVV 08 

https://webrigoletto.uba.de/rigoletto/public/welcome.do
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03 19* „Dispersionsöl“ oder der AVV 20 01 30 
„Reinigungsmittel mit Ausnahme derjeni-
gen, die unter 20 01 29 fallen“. Dies betrifft 
insb. die Fälle, in denen nicht vollständig rest-
entleerte Verkaufsverpackungen (Kanister, 
Flaschen u.ä.) abgegeben werden. Unerheb-
lich ist hierbei, ob flüssige Abfälle im Verhält-
nis zur Gesamtmenge der in einer Anlage  
gehandhabten Abfälle nur in geringen Men-
gen vorkommen. Die AwSV kennt insoweit 
keine Bagatellgrenze. 

Für die nicht festen Gemische besteht die 
Pflicht des Anlagenbetreibers, diese entspre-
chend ihrer Gefährlichkeit als nicht wasser-
gefährdend oder in eine der drei Wasserge-
fährdungsklassen einzustufen. Der Anlagen-
betreiber hat die Einstufung zu dokumentie-
ren und die Dokumentation der zuständigen 
Behörde vorzulegen. 

Solange die Gemische nicht eingestuft sind, 
gelten sie als stark wassergefährdend. In die-
sem Fall stellt die AwSV erhöhte Anforderun-
gen an den Zustand und den Betrieb der  
betreffenden Anlage. 

Praxisprobleme bei der Einstufung von  
Abfällen  

Die Einstufung von Abfällen begegnet in der 
Praxis vielgestaltigen Problemen. Die Auflis-
tung und Identifizierung sämtlicher Stoff(ge-
misch)e aller gehandhabten Abfallströme ist 

mit großem Aufwand verbunden. Die gesetz-
liche Klassifizierung von Abfallarten bietet 
hierbei keine validen Anhaltspunkte, da die 
AVV-Nummern und ihre Abfallbezeichnun-
gen nicht kleinteilig genug sind. Eine pau-
schal gültige Aussage, dass unter eine kon-
krete AVV-Nummer bestimmte homogene 
Stoff(gemisch)e fallen, kann nicht getroffen 
werden. Vielmehr lassen sich unter eine AVV-
Nummer Abfälle fassen, die sich hinsichtlich 
ihrer Herkunft und Zusammensetzung im 
konkreten Fall wesentlich unterscheiden 
können. 

Für eine realistische Einschätzung der  
gehandhabten Abfälle wären daher Bepro-
bungen und Analysen erforderlich, die in der 
Praxis in einem solchen Umfang kaum mög-
lich sein werden. 

Fazit  

Für die meisten Anlagenbetreiber dürfte im 
Ergebnis die Einstufung ihrer Anlage als  
Anlage zum Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen allein aufgrund der Fiktion der 
allgemeinen Wassergefährdung von festen 
Gemischen nicht zu verhindern sein. Denn 
aufgrund der variierenden Zusammenset-
zung der Abfallströme und der Vielzahl  
unterschiedlicher Stoff(gemisch)e scheint es 
nicht möglich, für alle gehandhabten Abfälle 
in einer Anlage die Fiktion der allgemeinen 
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Wassergefährdung zu widerlegen. Allerdings 
kann es in Hinblick auf einzelne Abfälle sehr 
wohl sinnvoll sein, die Fiktion zu widerlegen. 
Dann wären die stoffbezogenen Anforderun-
gen und Pflichten der AwSV zumindest auf 
jene Abfälle nicht mehr anwendbar, bspw. 
könnten diese dann ohne Abdeckung gela-
gert werden. Um eine Auflistung und Identi-
fizierung der Stoff(gemisch)e nicht fester  
Abfälle werden Anlagenbetreiber hingegen 
nicht herumkommen. 

In unserer nächsten Newsletter-Ausgabe 
werden wir uns im Zusammenhang mit der 
AwSV näher mit den Anforderungen an die 
Löschwasserrückhaltung sowie an Lagerflä-
chen beschäftigen. 

[GGSC] berät öffentlich-rechtliche Entsor-
gungsträger und kommunale Entsorgungs-
unternehmen regelmäßig gerichtlich und  
außergerichtlich in allen Fragen des Abfall- 
und Anlagenzulassungsrechts. 

Ansprechpartner bei [GGSC] 

 

 
 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
 
 
[MVA: RECHTSPRECHUNG KONTU-
RIERT ENTSCHÄDIGUNGSGRUNDLA-
GEN FÜR NETZABSCHALTUNGEN] 

Neues von der Schnittfläche von Abfall- und 
Energierecht: In zwei jüngeren Entscheidun-
gen sind die Grundlagen für Entschädigungs-
möglichkeiten bei Netzabschaltungen kontu-
riert worden. 

BGH legt Netzengpass und damit Härtefall-
entschädigung weit aus! 

Am 11.02.2020 hat der BGH eine wirtschaft-
lich relevante Entscheidung zur sog. Härtefal-
lentschädigung für EEG-Anlagen-Betreiber 
bei Netzabschaltungen getroffen (Az.: XIII ZR 
27/19). Die mit Spannung erwartete Revisi-
onsentscheidung (Vorinstanz OLG Naum-
burg) stärkt die Position der Anlagenbetrei-
ber stärker als erwartet. Sie bekräftigt nicht 
nur die Clearingstellenentscheidung 
(2015/48), sondern geht sogar noch darüber 
hinaus, indem sie das frühere BGH-Urteil zur 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/wiebke-richmann/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/daniela-weber/
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entschädigungslosen Abschaltung bei Repa-
ratur- und Wartungsarbeiten relativiert.  

Aufgrund der Gesetzesbegründung und der 
späteren Clearingstellenentscheidung hatte 
[GGSC] zur Entschädigungspflicht nach § 12 
Abs. 1 EEG 2012 oder § 15 Abs. 1 EEG 2014 
stets die Auffassung vertreten, dass netzaus-
baubedingte Abschaltungen entschädi-
gungspflichtig sind.  

Diese überwiegend auch im Schrifttum vor-
herrschende Rechtsposition (teilweise mit 
Ausnahmen zu Bagatellfällen) war zuletzt 
durch das Berufungsurteil des OLG Naum-
burg und zwei in die gleiche Richtung  
weisende Berufungsurteile des OLG Branden-
burg in Frage gestellt worden. Der BGH reha-
bilitiert diese Position nunmehr jedoch deut-
lich und weist die Sache zur Neuverhandlung 
und Entscheidung an das OLG Naumburg  
zurück. 

Härtefallentschädigung auch für viele  
Reparatur- und Wartungsfälle 

Unerwartet geht der BGH sogar noch darüber 
hinaus: Er stellt klar, dass Reparatur- und 
Wartungsarbeiten – anders als seine frühere 
Entscheidung vermuten ließ – ebenfalls  
einen Netzengpass begründen, wenn andere 
Stromerzeugungsanlagen in dem betreffen-
den Netzabschnitt weiterhin Strom einspei-
sen und die geregelte Anlage gerade zu  

diesem Zweck vom Netz getrennt werde. Ein 
Entschädigungsanspruch scheide lediglich 
dann aus, wenn durch die Reparaturarbeiten 
bspw. die Zuleitung der Anlage zum Netz  
unterbrochen werde und die Anlage sodann 
abhängig von den Netzkapazitäten nicht ein-
speisen könne.  

Damit scheidet eine Härtefallentscheidung 
praktisch regelmäßig nur in den Fällen aus, in 
denen die Ursache für die Abschaltung nicht 
im Bereich des öffentlichen Netzes liegt und 
der „private“ Bereich (Kundenanlagen/Zulei-
tung) vollständig abgeregelt wird. 

Konsequenzen und Empfehlung 

Durch diese unerwartete Entwicklung dürfte 
eine Vielzahl reparatur- und instandhal-
tungsbedingter Abschaltungen (entgegen 
der bisherigen Praxis nahezu aller Netzbe-
treiber) entschädigungspflichtig sein. 

Für Betreiber lohnt es sich also, zu prüfen,  
inwieweit solche Netzabschaltungen, die 
noch nicht verjährt sind, darunterfallen.  

Dies gilt umso mehr, als der BGH in seiner 
Entscheidung auch klargestellt hat, dass für 
den grundsätzlich darlegungs- und beweis-
lastpflichtigen Anlagenbetreiber als  
Anspruchssteller nur geringfügige Anforde-
rungen an die Darlegung und den Beweis des 
Anspruchs bestehen. 
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Keine Entschädigung bei Notmaßnahme  
gemäß EnWG 

In einer Entscheidung vom 20.03.2020 hat 
der Kartellsenat des Oberlandesgerichts des 
Landes Sachsen-Anhalt die Konturen zu Ab-
schaltmaßnahmen nach dem EnWG  
geschärft (Az.: 7 Kart 2/19). Der Entscheidung 
lag ein Streit über Vergütung bzw. Schadens-
ersatz für die Anordnung einer Notmaß-
nahme zur Reduzierung der Stromeinspei-
sung an den Betreiber einer Müllverbren-
nungsanlage mit einer Nennleistung von 
23,3 MW zugrunde.  

Für die Einordnung von Abregelungen 
(marktbezogene oder Notfallmaßnahmen) 
komme es danach darauf an, auf welcher 
Grundlage der Netzbetreiber seinen Angriff 
vornehme, d. h. insbesondere wie er ihn 
rechtfertige. 

Entschädigungspflichtige marktbezogenen 
Maßnahmen setzen grundsätzlich eine ver-
tragliche Vereinbarung voraus. Diese schei-
tern häufig aufgrund unterschiedlicher Vor-
stellungen über Eingreifen und Höhe der Ent-
schädigung zwischen den Anlagenbetreibern 
und dem Netzbetreiber. Hier helfen § 13 Abs. 
1a EnWG a. F. bzw. § 13a EnWG n. F., die den 
Ausgleich gesetzlich determinieren. 

Die in dem Fall zur Anwendung kommende 
Fassung des § 13 Abs. 1a EnWG aus dem 

Jahre 2012 war aufgrund der Größe der Müll-
verbrennungsanlage (>50 MW) allerdings 
nicht anwendbar. 

Die aktuellen Regelungen, die ab dem Jahre 
2021 gelten sollen, bieten hier weitere Ent-
schädigungsmöglichkeiten.  

Schlussfolgerungen für Anlagenbetreiber 

Betreiber konventioneller Anlagen, die für  
etwaige Entschädigungsleistungen nicht 
§ 13 Abs. 1a oder § 13a EnWG in Anspruch 
nehmen können, sind gut beraten, sich auf 
Vereinbarungen für marktbezogene Maß-
nahmen einzulassen, um bei EnWG-Netzab-
schaltungen Einnahmeeinbußen abzufe-
dern. 

[GGSC] berät Anlagenbetreiber zu energie-
rechtlichen Fragestellungen. 

Ansprechpartner bei [GGSC] 

 

 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-jochen-fischer/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/gina-benkert/
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[WAS IST DIE EU-PLASTIKSTEUER?] 

Die sogenannte „EU-Plastiksteuer“ soll ab 
2021 eine neue Bemessungsgrundlage für 
Beiträge der EU-Mitgliedstaaten zur Finan-
zierung der EU sein. Offen ist, ob und wie sie 
auf nationaler Ebene zu einer Bepreisung von 
Kunststoffabfällen führen wird. 

Ein öffentlich verkündetes Ergebnis der 
Mammutsitzung des EU-Rates vom 17. bis 
21.07.2020 war ein Beschluss zu einer  
EU-Plastiksteuer ab 2021. Damit ist Folgen-
des gemeint: 

Verpackungsabfälle als Bemessungsgrund-
lage  

Der EU-Haushalt finanziert sich nach Maß-
gabe des Ratsbeschlusses 2014/335/EU über 
das Eigenmittelsystem aus sogenannten  
Eigenmitteln. Dazu gehören traditionelle  
Eigenmittel wie Einnahmen aus Zöllen, aber 
auch Beiträge der Mitgliedstaaten. Bemes-
sungsgrundlage sind bisher die Mehrwert-
steuereinnahmen und das Bruttonational-
einkommen. Für die Zeit ab 2021 soll ein 
neuer Beschluss über das Eigenmittelsystem 
erlassen werden. Darin ist ein weiterer Bei-
tragstyp vorgesehen. Er ergibt sich als ein-
heitlicher Abrufsatz auf das Gewicht der in 
dem jeweiligen Mitgliedstaat angefallenen 
nicht recycelten Verpackungsabfälle aus 
Kunststoff. Der Abrufsatz soll 0,80 €/kg  

betragen. So ist es in Art. 2 Abs. 1 Buchst. c 
der aktuellen Fassung des Beschlussentwur-
fes in der Fassung vom 29.07.2020 vorgese-
hen.  

Diesen Entwurf hat der Rat im Juli 2020  
beschlossen. Er soll zum 01.01.2021 in Kraft 
treten. Dazu muss aber noch das EU-Parla-
ment angehört werden (14.09.2020) und der 
Rat den Beschluss endgültig annehmen. Er 
wird nur wirksam, wenn ihm anschließend 
alle Mitgliedstaaten nach Maßgabe ihrer  
jeweiligen verfassungsrechtlichen Anforde-
rungen zugestimmt haben, z.B. durch Parla-
mentsbeschluss. Das wird voraussichtlich 
Monate dauern. Der Beschluss soll aber den-
noch – dann rückwirkend – zum 01.01.2021 
in Kraft treten. Außerdem sollen in einer 
Durchführungsverordnung Regelungen zur 
Kontrolle und Überwachung einschließlich 
etwaiger Mitteilungspflichten festgelegt 
werden. 

Die sogenannte „EU-Plastiksteuer“ ist damit 
gar keine Steuer, sondern eine Bemessungs-
grundlage für Beiträge der Mitgliedstaaten 
zur Finanzierung der EU. Für Deutschland 
wird nach Presseberichten mit entsprechen-
den Beiträgen in Höhe von mehr als 1,3 Milli-
arden Euro pro Jahr gerechnet. 

 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10025-2020-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10025-2020-INIT/en/pdf
https://de.euronews.com/2020/07/30/neue-eu-steuern-fur-mehr-europaische-politik
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Nationale Umsetzung? 

Spannende Frage ist nun, ob und gegebenen-
falls wie die Mitgliedstaaten diese finanzielle 
Belastung weitergeben. Das müssen sie 
nicht; sie können den Beitrag wie jeden ande-
ren Beitrag aus den nationalen Haushalten 
finanzieren. 

Die Bemessungsgrundlage ist allerdings 
darauf angelegt, Lenkungswirkung im Hin-
blick auf eine Reduzierung der nicht recycel-
ten Verpackungsabfälle zu entfalten. Der 
Beschlussvorschlag stützt sich explizit auf die 
europäische Kunststoffstrategie vom 
20.01.2018, in der eine Internalisierung der 
Umweltkosten der Abfallentsorgung und 
eine Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des 
Kunststoffrecyclings durch Steuern oder Bei-
träge hervorgehoben wird. Es bleibt deshalb 
abzuwarten, ob und wie diese Kosten in 
Deutschland und anderen Mitgliedstaaten 
auf die Verursacher der Verpackungsabfälle 
abgewälzt werden.  

Eine nahe liegende Refinanzierung wäre die 
Einführung einer echten Plastiksteuer auf 
nicht recycelte Verpackungsabfälle auf natio-
naler Ebene. Alternativ käme auch eine Refi-
nanzierung durch Einbeziehung der Abfall-
verbrennung in den Brennstoffemissions-
handel in Betracht (vgl. dazu den [GGSC]-
Newsletter Abfall vom Juli 2020). Sie würde 

zwar primär der Vermeidung von Treibhaus-
gasemissionen dienen, aber damit auch auf 
die Vermeidung und Verwertung von fossilen 
Abfallbestandteilen abzielen. 

Zu klärende Fragen 

Zu klären wäre dann, ob nur die von der EU-
Bemessungsgrundlage erfassten nicht recy-
celten Verpackungsabfälle oder auch sons-
tige nicht recycelte Kunststoffabfälle oder 
Kunststoffe in ein nationales Bepreisungs-
system einbezogen werden sollten. 

Fraglich ist weiter, an welcher Stelle der 
Wertschöpfungskette eine solche Bepreisung 
erfolgen sollte. Der Sachverständigenrat für 
Umweltfragen hat dazu in seinem Umwelt-
gutachten 2020 verdeutlicht, dass Lenkungs-
abgaben am Anfang des Materialstroms am 
effizientesten und wirkungsvollsten sind. Als 
Beispiele werden Ressourcenabgaben, Roh-
stoffabgaben, Prozessabgaben und Produkt-
abgaben genannt. Abfallabgaben oder  
Abfallgebühren, über die etwaigen Mehrkos-
ten bei der Abfallentsorgung (z.B. durch die 
Einbeziehung von Abfällen in den Brennstoff- 
oder den EU-Emissionshandel) von den Ab-
fallerzeugern zu refinanzieren wären, wird 
dagegen nur geringe Lenkungswirkung bei-
gemessen. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=COM:2018:28:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=COM:2018:28:FIN
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/2017-emissionshandel-fuer-abfaelle-diskussionen-im-bundesrat/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/2017-emissionshandel-fuer-abfaelle-diskussionen-im-bundesrat/
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/01_Umweltgutachten/2016_2020/2020_Umweltgutachten_Entschlossene_Umweltpolitik.pdf?__blob=publicationFile&v=28
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/01_Umweltgutachten/2016_2020/2020_Umweltgutachten_Entschlossene_Umweltpolitik.pdf?__blob=publicationFile&v=28


   – 16 – 

[GGSC] Abfall·Newsletter – September 2020 

Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB  Tel. 030 726 10 26 0  www. ggsc.de 
Stralauer Platz 34   Fax 030 726 10 26 10  berlin@ggsc.de 
10243 Berlin 

Maßnahmen anderer Mitgliedstaaten? 

Die „EU-Plastiksteuer“ gilt nur für die im 
jeweiligen Mitgliedstaat angefallenen, also 
nicht die dort entsorgten Abfälle. Würde der 
Mitgliedstaat nur die Abfallverbrennung be-
lasten, könnte die Kostenabwälzung leicht 
dadurch umgangen werden, dass die im In-
land angefallenen Verpackungsabfälle als Er-
satzbrennstoffe in einem anderen Mitglied-
staat verbrannt würden, in dem nur die dort 
angefallenen Abfälle mit Kosten belastet 
werden. 

Wichtig ist deshalb auch, ob und wie andere 
Mitgliedstaaten diese Kosten auf die Verur-
sacher abwälzen. Italien hat bereits eine Plas-
tiksteuer beschlossen. Spanien will folgen. 
Unterschiedliche Regelungssysteme der Mit-
gliedstaaten können hier erhebliche Verzer-
rungen bewirken.  

Aus Sicht von [GGSC] sollte deshalb am 
besten das Inverkehrbringen aus fossilen 
und nicht recycelten Kunststoffen 
besteuert oder emissionshandelspflichtig 
werden. Die Hersteller würden die Mehrkos-
ten über die Produktpreise an folgende Her-
steller in der Wertschöpfungskette und letzt-
lich an die Verbraucher weitergegeben. So 
können Anreize zur Vermeidung fossiler 
Kunststoffe, Verwendung von Recycling-

kunststoffen oder anderer Materialien 
geschaffen werden. Damit würden 
zugleich Anreize zur Vermeidung und stoffli-
chen Verwertung von Kunststoffabfällen und 
zur Reduzierung fossiler Treibhausgasemissi-
onen bei der Abfallverbrennung geschaffen. 
Die Bepreisung muss allerdings so hoch sein, 
dass ökologische Alternativen tatsächlich 
attraktiv genug und weiter entwickelt wer-
den und nicht nur die Preise steigen. 

Ansprechpartner bei [GGSC] 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

https://www.kunststoffweb.de/branchen-news/italien_plastic_tax_auf_januar_2021_verschoben_t244966
https://www.todayonline.com/world/spain-plans-levy-non-recyclable-plastic-packaging
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/prof-hartmut-gassner/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-georg-buchholz/
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[BEREITSTELLUNG ABFALLBEHÄLTER 
UND RÜCKWÄRTSFAHRT] 

Schmale Straßen und Wege ohne Wende-
möglichkeit stellen immer wieder eine Her-
ausforderung an die Organisation der Abfall-
abfuhr. Im Einzelfall bietet sich die Bereitstel-
lung der Abfallbehälter an einem abweichen-
den Standplatz an. Für entsprechende Anord-
nungen gegenüber den Abfallbesitzern  
bedarf es einer geeigneten Satzungsgrund-
lage und der Beachtung des Verwaltungsver-
fahrensrechts. 

Umfangreiche Rechtsprechung zu  
Befahrbarkeit und Bereitstellungplätzen 

Die Rechtsprechung geht seit geraumer Zeit 
davon aus, dass Abfallentsorgungssatzungen 
in Umsetzung der landesrechtlichen Vor-
schriften zu Art und Weise, Ort und Zeit der 
Überlassung auch Grundlagen für die Anord-
nung von Behälterstandplätzen enthalten 
können. Einen Grund für die Anordnung  
eines gesonderten Stellplatzes kann dann die 
fehlende Befahrbarkeit im Einklang mit  
berufsgenossenschaftlichen Vorgaben und 
Regeln bieten. Einen entsprechenden Fall 
hatte auch das VG Freiburg kürzlich in einem 
Eilverfahren zu entscheiden (Beschluss vom 
25.6.2020, Az.: 4 K 1732/20).  

Häufiger Grund: Nichteinhaltung  
berufsgenossenschaftlicher Vorgaben 

Auch dort stellte das Gericht maßgeblich  
darauf ab, dass bei der grundstücksnahen 
Abholung und Leerung der Behälter mangels 
Wendemöglichkeit und damit erforderlicher 
Rückwärtsfahrt die Sicherheitsvorschriften 
nach Berufsgenossenschaftlichen Regeln der 
Deutschen gesetzlichen Unfallversicherung 
(§ 16 Nr. 1 DGUV Vorschrift 43, § 7 Abs. 1 
DGUV Vorschrift 44) nicht eingehalten wer-
den könnten. Auch nach den Abschnitten 3.1 
und 3.8 der DGUV Regel 114-601 (Branche 
Abfallwirtschaft Teil I: Abfallsammlung) vom 
Oktober 2016 seien Rückwärtsfahrten bei 
(Müll-)Sammelfahrten zu vermeiden. Eine 
Möglichkeit zur Vermeidung von Rückwärts-
fahrten biete die Einrichtung von Bereitstel-
lungsplätzen.  

Dokumentation des Einzelfalls und  
Verhältnismäßigkeit 

Anhand von ausführlicher bildlicher Doku-
mentation der Straßengegebenheiten 
konnte der Aufgabenträger darstellen, dass 
jedenfalls in Teilen des Weges erhebliche 
Zweifel an der Durchführbarkeit einer Rück-
wärtsfahrt bestanden: Wegen seiner gerin-
gen Fahrbahnbreite von teilweise nur 3,20 m 
sei der Weg nicht ohne Gefährdung anderer 
befahrbar. Selbst eine 3,50 m breite Straße 
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erlaube nach Auffassung des VG sowie wei-
terer Gerichte grundsätzlich keine Rück-
wärtsfahrt mit einem Müllfahrzeug. Die Ent-
scheidung für einen Bereitstellungsplatz 
wurde vom VG schließlich in Anbetracht des 
legitimen Zwecks, Unfälle mit Sach- und Per-
sonenschäden vorzubeugen, auch für ver-
hältnismäßig erachtet: Die Betroffenen 
mussten sich soweit ersichtlich auf die neuen 
Bedingungen nicht erst aufwändig einstel-
len; individuelle persönliche Umstände, wel-
che die Nutzung des Behälterstellplatzes  
erschweren, seien grundsätzlich unbeacht-
lich. Auf den oft angeführten Umstand, die 
Fahrzeuge würden in anderen Straßen rück-
wärtsfahren, kommt es schließlich ebenfalls 
nicht an: Das VG betont, dass sich die rechtli-
che Beurteilung ausschließlich auf den jewei-
ligen Sachverhalt beziehen muss.  

Der Umgang mit dem Rückwärtsfahrverbot 
bei der Abfallsammlung ist regelmäßig  
Gegenstand der Beratungspraxis von [GGSC]. 
Insbesondere berät [GGSC] Aufgabenträger 
bei der Satzungsgestaltung wie auch der  
Erarbeitung von entsprechenden Beschei-
den. [GGSC] vertritt auch Kommunen regel-
mäßig in verwaltungsgerichtlichen Ausei-
nandersetzungen zu Mitwirkungs- und Über-
lassungspflichten. 

Ansprechpartner bei [GGSC] 
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[ALTKLEIDERSAMMLUNGEN –  
ERFOLGREICHE GELTENDMACHUNG 
VON ZAHLUNGSANSPRÜCHEN] 

Aktuell ist die Marktlage für die Alttextilbran-
che stark angespannt. Daher meinen einige 
private Entsorgungsunternehmen, insbeson-
dere ihren Zahlungsverpflichtungen aus den 
Entsorgungsverträgen mit örE nicht mehr 
nachkommen zu müssen. Folglich sehen sich 
Kommunen immer häufiger ungerechtfertig-
ten Zahlungseinstellungen ausgesetzt.  

[GGSC] hat bereits in der Vergangenheit örE 
erfolgreich gerichtlich und auch außerge-
richtlich bei der Durchsetzung von Zahlungs-
ansprüchen gegenüber Drittbeauftragten 
beraten und vertreten. So auch in dem am 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/isabelle-konstanze-charlier-mes/
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29.01.2019 vor dem Landgericht Braun-
schweig verhandelten Verfahren (vgl. hierzu 
bereits die -> März-Ausgabe 2019 des [GGSC] 
Abfall-Newsletters), gegen das die Beklagte, 
ein privates Entsorgungsunternehmen, Beru-
fung eingelegt hatte. Das zugunsten der 
Kommune ausgefallene erstinstanzliche  
Urteil ist nunmehr durch Beschluss des OLG 
Braunschweig vom 16.07.2020 nach Rück-
nahme der Berufung durch die Berufungsklä-
gerin rechtskräftig geworden. 

Folgen für die Beurteilung der Zuverlässig-
keit in künftigen Ausschreibungen 

Derartige Auseinandersetzungen können bei 
örE auch die Frage aufrufen, inwieweit das 
vertragswidrige Verhalten eines Bieters res-
pektive eine rechtskräftige Verurteilung zur 
Zahlung von ausstehenden Forderungen in 
der Vergangenheit bei der Beurteilung seines 
Angebotes in künftigen Ausschreibungen 
durch den Auftraggeber berücksichtigt wer-
den können. Insoweit regelt das Gesetz  
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), 
in welchen Fällen Bieter als ungeeignet für 
die ordnungsgemäße Ausführung des öffent-
lichen Auftrags gelten und deshalb zwingend 
oder fakultativ von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren auszuschließen sind (vgl. 
insb. § 124 Abs. 1 Nr. 7 GWB). 

Denkbar wäre beispielsweise ein Ausschluss 
vom Vergabeverfahren wegen Bedenken  
gegen die wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit des Bieters sowie seiner 
Zuverlässigkeit. Aufgrund der hohen Ein-
griffsintensität wird die Frage des Ausschlus-
ses eines Bieters vom Vergabeverfahren  
immer eine solche des Einzelfalls sein.  

Jedenfalls aber sichern die Regelungen des 
GWB, dass ein etwaiges vertragswidriges 
Verhalten in der Vergangenheit auch bei der 
Teilnahme an einem neuen Vergabeverfah-
ren unter bestimmten Voraussetzungen be-
rücksichtigt werden darf. 

Wie weit zurück in der Vergangenheit derar-
tige Verfehlungen eines Bieters liegen dür-
fen, um trotzdem noch berücksichtigt wer-
den zu können, ist ebenfalls eine Frage des 
Einzelfalls. Auch hier dürfte jedoch klar sein, 
dass je länger ein derartiges Verhalten  
zurückliegt, desto höher der jeweilige  
Begründungsaufwand für einen darauf  
gestützten Ausschluss sein wird. 

Ansprechpartner bei [GGSC] 

 

https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Abfall/2019_03/AbfallNL_201903.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Abfall/2019_11/AbfallNL_201911.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Abfall/2019_11/AbfallNL_201911.pdf
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-frank-wenzel/
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[AKTUELLE RECHTSPRECHUNG ZUR 
SICHERHEITSLEISTUNG NACH § 18 
ABS. 4 VERPACKG] 

Durch das Inkrafttreten des Verpackungsge-
setzes wurden die Rückgriffsmöglichkeiten 
auf die durch die Systeme nach § 18 Abs. 4 
VerpackG zu leistende Sicherheitsleistung 
wesentlich erweitert. Dies haben die zustän-
digen Landesbehörden zum Anlass genom-
men, die unter der Verpackungsverordnung 
unzureichende Sicherheitsleistung zu erhö-
hen. Die Erhöhung der Sicherheitsleistung ist 
derzeit Gegenstand von Gerichtsverfahren in 
mehreren Bundesländern. 

Rechtlicher Hintergrund 

Die Sicherheitsleistung nach § 18 Abs. 4 Ver-
packG wird für den Fall erhoben, dass die Sys-
teme ihre Pflichten u.a. aus dem Verpa-
ckungsgesetz nicht erfüllen. Sicherheitsleis-
tungen wurden bereits unter der Verpa-
ckungsverordnung festgesetzt. Die Absiche-
rung gegen Pflichtverletzungen der Systeme 
war jedoch unzureichend. Beispielsweise  

waren Verstöße gegen Zahlungspflichten der 
Mitbenutzungs- und Nebenentgelte nicht 
abgesichert. Die Insolvenz des Systems ELS 
im Jahr 2018 führte zu offenen Forderungen 
der Kommunen in Millionenhöhe insbeson-
dere aus Nebenentgeltvereinbarungen. 
Durch die Regelung in § 18 Abs. 4 VerpackG 
wurde Abhilfe geschaffen. 

Beschluss des VG München vom 09.07.2020 

Erst kürzlich hat das VG München in seinem 
Beschluss vom 09.07.2020 (Az.: M 17 S 
20.2411) die Rechtmäßigkeit der Erhöhung 
der Sicherheitsleistung durch das Bayerische 
Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit 
und Verbraucherschutz bestätigt. Insbeson-
dere bestünden keine Bedenken gegen die 
Verfassungsmäßigkeit des § 18 Abs. 4 Ver-
packG. Weiterhin sei es bei der Bemessung 
der Sicherheitsleistung zulässig, ein sog. 
„worst-case“-Szenario, d.h. den Totalausfall 
aller Systeme, zugrunde zu legen. Darüber 
hinaus könnten die Neben- und Mitbenut-
zungsentgelte auf Grundlage einer plausib-
len Schätzung ermittelt werden. 

Aus unserer Beratungspraxis 

[GGSC] vertritt die zur Erhebung der Sicher-
heitsleistung zuständigen Behörden mehre-
rer Bundesländer in den Verfahren gegen die 
Systeme. Unter anderem ist [GGSC] vom 
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nordrhein-westfälischen Landesamt für  
Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LA-
NUV) mit der Prozessführung beauftragt. 
Auch das LANUV hat Anfang Juni vor dem VG 
Köln (Beschluss vom 03.06.2020, Az.: 13 L 
2655/19 u.a.) und (größtenteils) vor dem VG 
Gelsenkirchen (Beschluss vom 02.06.2020, 
Az.: 9 L 1924/19 u.a.) im Verfahren des vor-
läufigen Rechtsschutzes obsiegt. 

Der Standardfall des Sicherungsinteresses 
des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
gers im Bereich PPK liegt bei Vorliegen einer 
Abstimmungsvereinbarung darin, Ausfälle 
bei der Zahlung der vereinbarten Mitbenut-
zungsentgelte abzusichern. Interessant ist 
die Frage der Rückgriffsmöglichkeit auf die 
Sicherheitsleistung, wenn aufgrund fehlen-
der Abstimmung eine Zahlung von Mitbenut-
zungsentgelten nicht vereinbart ist. Entspre-
chende Forderungen öffentlich-rechtlicher 
Entsorgungsträger wurden bereits geltend 
gemacht.  

Ansprechpartner bei [GGSC] 
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[ILLEGALE ABFALLABLAGERUNGEN – 
ANPASSUNG DES BUßGELDKATALO-
GES IN BRANDENBURG] 

Für Brandenburg ist im Mai 2020 ein neuer 
Bußgeldkatalog in Kraft getreten, mit dem 
die Bußgelder insbesondere auch für die ille-
gale Ablagerung von Abfällen erheblich  
angehoben wurden.  

Wie bisher enthält der Bußgeldkatalog  
jeweils einen Bußgeldrahmen. Für Regelfälle 
kann ein Bußgeld im mittleren Bereich ange-
setzt werden, Ober- und Untergrenze der 
Spannen erlauben es, Einzelfallumstände zu 
berücksichtigen, wie das Ausmaß der  
Umweltbeeinträchtigung. Die Bußgelder 
wurden zum Teil vervielfacht. So wird der 
mittlere Wert für die unerlaubte Entsorgung 
von über 5 cbm Bau- und Abbruchabfällen 
beispielsweise vervierfacht und beträgt nun 
5.500 Euro, die Obergrenze des Bußgeldrah-
mens wird auf bis zu 10.000 Euro angehoben. 
Beim illegalen Ablagern von Elektrogeräten, 
wie z.B. Waschmaschinen, wird der mittlere 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/linus-viezens/
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Wert des Bußgelds auf 4.000 Euro angeho-
ben und damit mehr als verzehnfacht, der 
obere Wert des Bußgeldrahmens liegt bei 
8.000 Euro. 

Der Verordnungsgeber hat mit dem neuen 
Bußgeldkatalog auf die Zunahme illegaler 
Abfallablagerungen reagiert und die Bußgel-
der auf eine zeitgemäße Höhe angehoben. 
Den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
gern soll so ein wirksames Mittel an die Hand 
gegeben werden, gegen illegale Abfallabla-
gerungen vorzugehen. Diese haben gerade in 
der Covid-19 Krise noch einmal aus unter-
schiedlichen Gründen zugenommen. 

[GGSC] berät und vertritt öffentlich-rechtli-
che Entsorgungsträger und die unteren Ab-
fallbehörden beim Vorgehen gegen illegale 
Abfallablagerungen, auch in gerichtlichen 
Auseinandersetzungen um Bußgelder und 
Anordnungen. 

Ansprechpartner bei [GGSC] 

[ANORDNUNG EINER GETRENNTER-
FASSUNG VON BIOABFÄLLEN RECHT-
MÄßIG] 

Der Streit um die Pflicht des Landkreises 
Altötting, für die in seiner Entsorgungszu-
ständigkeit stehenden Bioabfälle eine  
Getrennterfassung nach § 11 Abs. 1 KrWG 
einzuführen, ist beendet. 
 
Zunächst hatte der Kreis gegen die behördli-
che Anordnung einer Getrennterfassung für 
diese Bioabfälle geklagt. Das Verwaltungsge-
richt (VG) München hatte die Klage abgewie-
sen (Urteil v. 28.11.2019, Az.: M 17 K 
17.5282). In seinem Urteil ist es von der 
Rechtmäßigkeit des Anordnungsbescheids 
ausgegangen. Der Bayerische Verwaltungs-
gerichtshof hat die Berufung gegen das Urteil 
des VG München als unzulässig verworfen. 
Der Landkreis hat daraufhin erkennen lassen, 
dass er nunmehr die Pflichten aus dem Be-
scheid umsetzen will – aller Voraussicht nach 
durch Einführung eines Bringsystems für Bio-
abfälle.  

Landkreis will jetzt getrennte Erfassung von 
Bioabfällen umsetzen 

Einen dahingehenden Vorschlag der Verwal-
tung hatte der Kreistag im von der Behörde 
beanstandeten Beschluss gerade abgelehnt. 
Er war davon ausgegangen, dass es für die  
Erfüllung der Pflichten aus § 11 Abs. 1 KrWG 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/katrin-jaenicke/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-manuel-schwind/
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(Pflicht zur Getrennterfassung von Bioabfäl-
len) ausreicht, wenn, wie im Landkreis 85 % 
der Bioabfälle (nämlich Grünschnitt) bereits 
getrennt erfasst und gesondert verwertet 
werden. Insoweit bestand die Besonderheit, 
dass der Kreis genau die Aufgabe der Grün-
schnitterfassung und –verwertung auf die 
kreisangehörigen Gemeinden zurückübertra-
gen hatte. Für diese Abfälle hatten die  
Gemeinden nicht nur eine getrennte Erfas-
sung, sondern auch eine hochwertige Ver-
wertung eingerichtet.  

Pflicht zur Getrennterfassung auch für die 
restlichen 15 % Bioabfälle 

Überdies hatte sich der Landkreis auf die 
wirtschaftliche Unzumutbarkeit der Einrich-
tung einer Getrennterfassung im Holsystem 
bezogen: Er hatte mit einer Verdoppelung 
der Gebührenbelastung errechnet, gleichzei-
tig aber nur eine sehr geringe Umweltentlas-
tung ausmachen können (Differenz zu einem 
ermittelten Ökologie-Index von ca. 9 bis 16 
%). Die Einführung eines Bringsystems hielt 
er für unzulässig, weil dies faktisch einem 
teilweisen Ausschluss von der Entsorgungs-
pflicht (bezogen auf die Erfassungsleistun-
gen) gleichkomme. Zur Begründung bezog er 
sich auf ein Urteil des BVerwG vom 
27.07.1995 (7 NB 1.95). 

Bringsystem zieht keinen  
„faktischen Ausschluss“ nach sich 

Die Einschätzung wurde vom Verwaltungs-
gericht München nicht geteilt. Es verwies  
bezogen auf das Bringsystem darauf, dass  
jedem Abfallerzeuger und –besitzer auch 
Mitwirkungspflichten auferlegt werden 
könnten. Eine besonders dünne Besiedelung 
konnte das VG auch nicht erkennen, vielmehr 
lägen die Zahlen mit 191 Einwohnern pro 
km2 über dem bayerischen Durchschnitt von 
183 Einwohnern pro km2. 

 Auch den Einwänden des Kreises gegen die 
ordnungsgemäße und schadlose Verwer-
tung, vor allem bei der Ausbringung von Gär-
resten (v.a. Störstoffe aus Plastik) konnte sich 
das VG nicht anschließen. Insoweit hatte die 
Fachbehörde dargelegt, dass der Eintrag  
äußerst gering ausfalle.  

Keine wirtschaftliche Unzumutbarkeit bei 
Verdoppelung der Gebührenbelastung? 

Und selbst bei der Verdoppelung der Gebüh-
renbelastung hielt das VG die Grenze der 
wirtschaftlichen Unzumutbarkeit nicht  
„automatisch“ für erreicht: Vielmehr ging es 
unter Bezugnahme auf die Gesetzesbegrün-
dung davon aus, dass die Einführung einer 
Getrennterfassung von Bioabfällen in aller 
Regel zu einer deutlichen Kostensteigerung 
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führt. Dabei mag auch eine Rolle gespielt  
haben, dass die Gebühr im Jahr 2015 infolge 
des Abschmelzens einer Gebührenrücklage 
deutlich abgesenkt worden war.  

Zusammenfassend ist für alle Kommunen, 
die im Austausch mit Behörden über die Ein-
führung der Getrennterfassung für (auch ein-
zelne Stoffströme) von Bioabfällen stehen, 
Vorsicht geboten: Das bisher erste und ein-
zige Urteil zum Thema streitet nicht für die 
Gegner der getrennten Bioabfallerfassung. 
Ein Bringsystem erachtete das VG aber offen-
bar als ausreichend.  

[GGSC] berät zahlreiche Entsorgungsträger 
bei der Ausgestaltung ihrer Abfallentsorgung 
– auch bezogen auf den Umgang mit Bioab-
fällen.  

Ansprechpartner bei [GGSC] 
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[VORSICHT BEI DER WEITERGABE 
VON PERSONENBEZOGENEN DATEN 
AN SYSTEMBETREIBER / VON DIESEN 
BEAUFTRAGTE ENTSORGER!] 

Nachdem vielerorts die Ausschreibungen der 
Systembetreiber von Leistungen der Erfas-
sung von LVP abgeschlossen sind und die  
Zuschläge erteilt wurden, treten die Auftrag-
nehmer häufig an die öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger heran mit der Bitte um 
Übermittlung von Daten.  

Interesse besteht an Daten zu den Erzeugern 
und Besitzern von Abfällen, die einer Überlas-
sungspflicht i.S. von § 17 KrWG unterliegen – 
in der Hoffnung, diese auch für die LVP-Ent-
sorgung nutzen zu können. Bei aller Koopera-
tionsbereitschaft mit Systembetreibern oder 
deren Entsorger ist hier aber allerhöchste 
Vorsicht geboten: Gerade nach der gültigen 
EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGV) ist 
vor allem die Weitergabe von Daten nur  
unter ganz eingeschränkten Voraussetzun-
gen zulässig. Für die öffentlichen Aufgaben-
träger stellt sich eine Weitergabe hier vor  
allem deswegen als rechtlich schwierig  
begründbar dar, weil eine solche nicht in  
einem unmittelbaren Zusammenhang zur  
Erfüllung der eigenen Aufgaben der öffentli-
chen Abfallentsorgung steht und aller  
Voraussicht nach auch nicht dafür als erfor-
derlich angesehen werden kann.  

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/caroline-von-bechtolsheim/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-frank-wenzel/
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Schon im Bereich der öffentlichen  
Abfallentsorgung zahlreiche Vorgaben 

Schon bei der Datenverarbeitung in diesem 
Bereich – nicht zuletzt auch bei Entsorgungs-
vergaben (hierzu werden wir im nächsten 
[GGSC] Vergabenewsletter ausführlicher  
berichten) – müssen die öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträger die Rahmenbedin-
gungen des europäischen Datenschutzes  
beachten. So dürfte z.B. bei Entsorgungsver-
gaben den Vergabeunterlagen regelmäßig 
eine Datenschutzerklärung beizufügen sein.  

Darlegung der datenschutzrechtlichen  
Unbedenklichkeit und der zu ergreifenden 
Maßnahmen fordern 

Im wohlverstandenen Eigeninteresse sollten 
die Kommunen bei entsprechenden Anfra-
gen von daher durchaus Zurückhaltung wal-
ten lassen. Falls die von den Systembetrei-
bern beauftragten Entsorger (oder gar die 
Systeme selbst) wegen entsprechender  
personenbezogener Daten anfragen, ist von 
daher zu überlegen, sich als Kommune erst 
die datenschutzrechtliche Unbedenklichkeit 
einschließlich der vom Anfragenden vorgese-
henen, zusätzlich hierfür zu ergreifenden 
Maßnahmen darlegen zu lassen.  

[GGSC] berät öffentlich-rechtliche Entsor-
gungsträger zu datenschutzrechtlichen  

Fragestellungen, aber auch zu Verhandlun-
gen mit den Systemen (z.B. über die Abstim-
mungsvereinbarung).  

Ansprechpartner bei [GGSC] 
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[ONLINE-SEMINAR STRASSENREINI-
GUNGSGEBÜHR] 

Am 10.09.2020 findet ein Online-Seminar zu 
Straßenreinigungsgebühren statt. Rechtsan-
wältin Katrin Jänicke und Rechtsanwalt Dr. 
Manuel Schwind von (GGSC) stellen die 
rechtlichen Grundlagen und die aktuelle 
Rechtsprechung zu der Erhebung von Stra-
ßenreinigungsgebühren dar.  

Gegenstand des Online-Seminars sind so z.B. 
der Umfang der gemeindlichen Reinigungs-
pflicht, deren Übertragung auf die Anlieger, 
die Ermessensanforderungen bei Festlegung 
der Reinigungsklassen, die Bemessung von 
Straßenreinigungsgebühren für Anlieger und 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-frank-wenzel/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/daniela-weber/
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Hinterlieger, die Gebührenkalkulation und 
Fragen zu Entstehen und Fälligkeit der  
Gebühr. Ein Praxisbericht von Dr. Herbert  
Engel, WAS Wolfsburg, rundet das Seminar 
ab. Dr. Engel erläutert die Hintergründe und 
das Vorgehen bei der umfassenden Neuord-
nung der Straßenreinigung in Wolfsburg.  
Anmeldung und Programm finden Sie unter 
www.obladen.de. 

Ansprechpartner bei [GGSC] 

 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 
 
 
[ONLINE-SEMINAR ZUR KOOPERA-
TION VON STRASSENREINIGUNG 
UND GRÜNFLÄCHENPFLEGE] 

Am 17.09.2020 findet ein Online-Seminar zu 
Fragen der Kooperation von Straßenreini-
gung und Grünflächenpflege statt.  

 

Das Seminar geht in rechtlicher und organi-
satorischer Hinsicht der Frage nach, welche 
Möglichkeiten und Grenzen der Verzahnung 
von Straßenreinigung und Grünflächen-
pflege bestehen. Erläutert werden die kom-
munalrechtlichen und politischen Rahmen-
bedingungen, Synergiepotentiale und Leis-
tungsstandards, die Abgrenzung von Stra-
ßenreinigung und Grünflächenpflege in 
rechtlicher und in praktischer Hinsicht und es 
werden Erfahrungen bei der Übernahme von 
Teilaufgaben der Grünflächenpflege durch 
die Straßenreinigung dargestellt.  

Anmeldung und Programm finden Sie unter 
www.obladen.de.  

Ansprechpartner bei [GGSC] 
 

 
 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

https://kommunalwirtschaft.eu/veranstaltungen/strassenreinigung/04030-aktuelle-fragen-bei-der-erhebung-von-strassenreinigungsgebuehren
https://kommunalwirtschaft.eu/veranstaltungen/kommunalwirtschaft/05210-kooperation-strassenreinigung-und-gruenflaechenpflege
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/katrin-jaenicke/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-manuel-schwind/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/katrin-jaenicke/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-manuel-schwind/
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[ABFALLRECHTLICHE ENTSCHEI-
DUNGEN IN KÜRZE] 

Im Folgenden finden Sie eine Auflistung  
aktueller abfallrechtlicher Entscheidungen in 
einer Kurzfassung. 

Zum Grundrechtsschutz kommunaler  
PPP-Gesellschaften 

Wie juristische Personen des öffentlichen 
Rechts und privatrechtlich organisierte  
Unternehmen des Staates können sich auch 
gemischtwirtschaftliche Unternehmen (PPP) 
nicht auf die materiellen Grundrechte beru-
fen, sofern der Staat mehr als 50 % der  
Anteile an ihnen hält; sie können folglich 
auch nicht eine Verletzung materieller 
Grundrechte mit der Verfassungsbe-
schwerde rügen, hat das BVerfG mit Beschl. v. 
18.08.2020 (Az.: 1 BvQ 82/20) entschieden. 

BVerfG zur Strafbarkeit des Containerns 

Nach Auffassung des BVerfG ist die grund-
sätzliche Strafbarkeit des sog. Containerns 
bei Vorliegen der Voraussetzungen verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden (Beschl. 
v. 05.08.2020, Az.: 2 BvR 1985/19 u.a.). 
 
 

Zahlungsanspruch des örE gegen säumigen 
Drittbeauftragten 

Das zugunsten eines örE ausgefallene erstin-
stanzliche Urteil, mit dem ein säumiger Dritt-
beauftragter der Alttextilbranche zur Zah-
lung verurteilt worden war, ist nunmehr 
durch Beschluss des OLG Braunschweig vom 
16.07.2020 rechtskräftig geworden. Ausführ-
lich zu den Entscheidungen in diesem 
Newsletter auf Seite 17. 

Sicherheitsleistung der Systembetreiber vor 
Gericht 

Das VG München hat in seinem Beschluss 
vom 09.07.2020 (Az.: M 17 S 20.2411) die 
Rechtmäßigkeit der Erhöhung der Sicher-
heitsleistung durch das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz bestätigt.  
 
Weitere Entscheidungen zur Festsetzung von 
Sicherheitsleistungen sind vor dem VG Köln 
(Beschluss vom 03.06.2020, Az.: 13 L 2655/19 
u.a.) und vor dem VG Gelsenkirchen  
(Beschluss vom 02.06.2020, Az.: 9 L 1924/19 
u.a.) ergangen. Ausführlich zu den Entschei-
dungen in diesem Newsletter auf Seite 19. 
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Neues zur Irrelevanzschwelle 

Das BVerwG hat seine Rechtsprechung zur 
Zulässigkeit gewerblicher Sammlungen  
weiter konkretisiert (Urt. v. 08.07.2020, Az.: 7 
C 30.18). Ausführlich zu der Entscheidung in 
diesem Newsletter auf Seite 5. 

Abfallbegriff: Verwendungszweck 

Das OVG des Landes Sachsen-Anhalt hat den 
Leitsatz seiner Entscheidung zu einer abfall-
rechtlichen Entsorgungsanordnung wie folgt 
formuliert (Beschl. v. 08.07.2020,  
Az.: 2 M 46/20): „Für die Erfüllung des Unmit-
telbarkeitskriteriums des § 3 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 2 KrWG reicht es zeitlich aus, dass die 
Nutzung zum neuen Zweck in einem über-
schaubaren Zeitraum objektiv möglich ist. Im 
Rahmen der Verkehrsanschauung (§ 3 Abs. 3 
Satz 3 KrWG) kann berücksichtigt werden, ob 
die technische und wirtschaftliche Realisier-
barkeit einer zweckentsprechenden Verwen-
dung glaubhaft oder plausibel erscheint.“ 

Infektiöser Abfall zur Verwertung 

Die Vorbehandlung infektiöser Abfälle zur 
Beseitigung ihrer gefahrenrelevanten Eigen-
schaften stellt nach Auffassung des VG Augs-
burg (Urt. v. 29.06.2020, Az.: Au 9 K 18.1776 
u.a.) nicht zwangsläufig eine Abfallbeseiti-
gungsmaßnahme dar. 

Gesonderter Stellplatz für Abfallbehälter 

Einen Grund für die Anordnung eines geson-
derten Stellplatzes eines Abfallbehälters 
kann die fehlende Befahrbarkeit im Einklang 
mit berufsgenossenschaftlichen Vorgaben 
und Regeln bieten (VG Freiburg, Beschluss 
vom 25.6.2020, Az.: 4 K 1732/20). Ausführ-
lich zu der Entscheidung in diesem Newslet-
ter auf Seite 16. 

Bodenschutzrechtliche Maßnahmen recht-
mäßig 

Das VG Trier hat eine Anordnung von boden-
schutzrechtlichen Schutz- und Beschrän-
kungsmaßnahmen bestätigt (Urt. v. 
24.06.2020, Az.: 9 K 4248/19.TR). 

PPK-Ausschreibung vor der Vergabekammer 

Die VK Südbayern hat mit Beschluss v. 
18.06.2020 (Gz.: 3194.Z3-3_01-20-6, nicht 
bestandskräftig) den Auftraggeber zur neu-
erlichen Prüfung und Wertung der Angebote 
einer Ausschreibung betr. die PPK-Verwer-
tung verpflichtet. 

Abfallverbringung vor dem OVG Sachsen 

Das OVG Sachsen hat sich in zwei Entschei-
dungen mit abfallverbringungsrechtlichen 
Bescheiden befasst (Beschl. v. 31.03.2020, 
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Az.: 4 B 43/20 und v. 06.04.2020, Az.: 4 B 
336/19). 

Entschädigung bei Netzabschaltung 

Am 11.02.2020 hat der BGH eine wirtschaft-
lich relevante Entscheidung zur sog. Härtefal-
lentschädigung für EEG-Anlagen-Betreiber 
bei Netzabschaltungen getroffen (Az.: XIII ZR 
27/19). In einer Entscheidung vom 
20.03.2020 hat ferner das Oberlandesgericht 
des Landes Sachsen-Anhalt die Konturen zu 
Abschaltmaßnahmen nach dem EnWG  
geschärft (Az.: 7 Kart 2/19). Ausführlich zu 
den Entscheidungen in diesem Newsletter 
auf Seite 10. 

Anordnung zur Bioabfallentsorgung rechts-
kräftig 

Die gegen den Landkreis Altötting ergangene 
Verfügung und das hierzu ergangene Urteil 
des VG München (v. 28.11.2019, Az.: M 17 K 
17.5282) hat Bestand, nachdem der BayVGH 
die hiergegen erhobene Berufung als unzu-
lässig verworfen hat. Ausführlich zu den Ent-
scheidungen in diesem Newsletter auf Seite 
21. 
 
Behörden und kommunalen Unternehmen 
übersenden wir auf Nachfrage gerne die  
angeführten Entscheidungen. 
 
 

Ansprechpartner bei [GGSC] 
 

 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 
 
[GGSC] AUF VERANSTALTUNGEN 

Die [GGSC] Seminare GmbH bietet Ihnen 
Inhouse-Schulungen zu allen aktuellen 
Rechtsfragen der Abfallwirtschaft, insb. zum 
Abfallgebühren, Vergabe- und Verpackungs-
recht an. Selbstverständlich besteht das  
Angebot auch für Webinare, die wir online 
mit Ihren MitarbeiterInnen durchführen  
können. Senden Sie uns Ihre Anfrage bitte an  
info@ggsc-seminare.de. 
 
 
Rechtsanwältin Katrin Jänicke 
Rechtsanwalt Dr. Manuel Schwind 
Seminar „Aktuelle Fragen bei der Erhebung 
von Straßenreinigungsgebühren“  

Akademie Dr. Obladen/ [GGSC]  

 10.09.2020 Online-Seminar 

 

 

 

https://kommunalwirtschaft.eu/veranstaltungen/strassenreinigung/04030-aktuelle-fragen-bei-der-erhebung-von-strassenreinigungsgebuehren
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-frank-wenzel/
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Rechtsanwältin Katrin Jänicke 
Rechtsanwalt Dr. Manuel Schwind 
Seminar „Kooperation Straßenreinigung 
und Grünflächenpflege“  

Akademie Dr. Obladen/ [GGSC]  

 17.09.2020 Online-Seminar 
 
Rechtsanwalt Prof. Hartmut Gaßner 
Die Auswirkungen des BEHG auf die  
Siedlungsabfallwirtschaft 

13. Moderierter Erfahrungsaustausch 

ASA GmbH  

  24.09.2020 in Berlin 
 
Rechtsanwältin Caroline von Bechtols-
heim 
Bericht und Thesen zur aktuellen Recht-
sprechung zu Abfallgebühren und  
aktuellen Praxisthemen 
6. Dresdner Abfallgebührentag 
Präsenzveranstaltung 

Sächsische Verwaltungs- und Wirtschafts-
Akademie e.V. 
  24.09.2020 in Dresden 

 

 

 

 

 

[GGSC-VERÖFFENTLICHUNGEN] 

In der Ausgabe der Zeitschrift Müll und  
Abfall (Heft 08/2020, Seite 319) findet sich 
ein Beitrag von [GGSC] RechtsanwältInnen 
zu folgendem Thema: 

 Anmerkungen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen 

 OLG Brandenburg: Eintragungspflicht 
von Zweckverbänden im Handelsregis-
ter? 

_________________________________ 
 

Kommunale Beschlussfassung und  
Erhebung von Benutzungsgebühren in  
Zeiten der COVID 19-Pandemie 

Rechtsanwältin Katrin Jänicke 
Rechtsanwalt Dr. Manuel Schwind 
in AbfallR 2020, S. 107–119 

 

 

 

 

 

 

https://kommunalwirtschaft.eu/veranstaltungen/kommunalwirtschaft/05210-kooperation-strassenreinigung-und-gruenflaechenpflege
https://www.asa-ev.de/de/veranstaltungen/veranstaltungen/event/09/24/2020/moderierter-erfahrungsaustausch/
https://www.s-vwa.de/seminare/seminardatenbank/seminar_anzeigen/2021-55-70-0-DD
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[HINWEIS AUF ANDERE GGSC-
NEWSLETTER] 

HOAI Newsletter 

August 2020 

Einige Themen dieser Ausgabe: 

 Stand der HOAI-Novelle – gilt die alte 
HOAI noch? Wann kommt eine neue?  

 Bauen unter Normabweichung - Planer 
muss den Bauherrn aufklären  

 Schiedsgutachtervereinbarungen in Pla-
nungsverträgen: Was bedeutet das?  

 Beauftragung nach Architektenwettbe-
werb: Welches Gewicht muss die Preis-
gerichtsentscheidung haben?  

 

Energie Newsletter 

Juli 2020 

Einige Themen dieser Ausgabe: 

 BGH legt Netzengpass und damit Härte-
fallentschädigung weit aus 

 Emissionshandel für Biomasse –Diskus-
sionen im Bundesrat 

 VG Arnsberg bestätigt immissions-
schutzrechtliche Genehmigung für 
Windpark Knippen 

 Rechtliche Neuerungen für EEG-Projekte 

 BGH: Ferngesteuerte Leistungsreduzie-
rung setzt Möglichkeit mindestens stu-
fenweise Verringerung der Einspeise-
leistung voraus 

 Herausforderungen an aktuelle Entwick-
lungen bei Energieversorgungsprojek-
ten, Mieterstrom und Ladesäulen 

 

Vergabe Newsletter 

Juni 2020 

Einige Themen dieser Ausgabe: 

 EuGH: vergabefreie interkommunale 
Kooperation nur bei echter Zusammen-
arbeit  

 Änderung MwSt-Satz – Auswirkungen 
auf Vergabeverfahren  

 Erfolgreiche Vergabe der Klärschlam-
mentsorgung  

 Auftraggeber dürfen das Ausfüllen von 
Angebotsformularen mit geeigneter 
Software verlangen  

 Verhandlungsverfahren ohne Teilnah-
mewettbewerb nicht allein aus wirt-
schaftlichen Gründen?  

https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/HOAI/2020_08/HOAINL_202008.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/HOAI/2020_08/HOAINL_202008.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Energie/2020_07/EnergieNL_202007.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Energie/2020_07/EnergieNL_202007.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/OEPP_Vergabe/2020_06/VergabeNL_202006.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/OEPP_Vergabe/2020_06/VergabeNL_202006.pdf
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 Vorsicht: Fehlerhafte Bieterinformation 
und Antragsbefugnis im Nachprüfungs-
verfahren  

 Berliner Vergabegesetz geändert  

 VK Nordbayern: Referenzbescheinigun-
gen dürfen nicht gefordert werden  

 Die Dokumentationspflicht des öffentli-
chen Auftraggebers – lästiges Übel oder 
unterschätzte Chance?  

 

[HINWEIS AUF KOMMUNALWIRT-
SCHAFT.DE] 

Wir erlauben uns, Sie auf das Angebot der 
apm3 GmbH bzw. der Akademie Dr. Obladen 
hinzuweisen, dass Sie im Internet unter 
www.kommunalwirtschaft.eu finden. Auf 
der Seite finden Sie regelmäßig Neuigkeiten 
von [GGSC] zu abfall- und vergaberechtlichen 
Fragestellungen – klicken Sie dort auf die Ka-
tegorie „Recht [GGSC]“.Wenn Sie tagesaktu-
elle Informationen wünschen, bestellen Sie 
dort den (kostenlosen) „Tagesanzeiger“. 

http://www.kommunalwirtschaft.eu/
https://kommunalwirtschaft.eu/recht.html
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